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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten die diesem Plan entgegenstehenden Festsetzungen 
des Bebauungsplanes Nr. 309/III „Ortskernentlastungsstraße“ für den Bereich der überlagerten Flä-
chen außer Kraft. 

TEIL A: Planungsrechtliche Festsetzungen: 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Mischgebiet (§ 1 i. V. m. 4 BauNVO) 

Im Mischgebiet sind nur die folgenden Nutzungen gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 1, 2, 4 und 5 BauNVO 
zulässig: 

• Wohngebäude  

• Geschäfts- und Bürogebäude 

• Sonstige Gewerbebetriebe 

• Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke 

Sämtliche ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO sind gemäß § 1 
Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch  

• die Grundflächenzahl (GRZ) 

• die Geschossflächenzahl (GFZ) 

• die Zahl der Vollgeschosse  

• die Höhe der baulichen Anlagen (Erdgeschossfußboden- und Firsthöhe)  

festgesetzt. Das Maß ergibt sich aus der Nutzungsschablone. 

a) Grundflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. 19 BauNVO) 

Die Grundflächenzahl ergibt sich aus der Nutzungsschablone. Eine Überschreitung der in der 
Planzeichnung festgesetzten Grundflächenzahl gem. § 19 Abs. 4 BauNVO durch die Grundflä-
chen  

• von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten  

• von Nebenanlagen i. S. d. § 14 BauNVO sowie 

• von baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück 

unterbaut wird, 

ist bis zu 50 von Hundert zulässig, wenn die überschreitenden Flächen in wasserdurchlässiger 
Weise gestaltet bzw. die darauf anfallenden Niederschlagswässer nicht der örtlichen Kanalisa-
tion bzw. den offenen Entwässerungsgräben zugeleitet werden. 

b) Geschossflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 20 BauNVO) 

Die Geschossflächenzahl ergibt sich aus der Nutzungsschablone. Die Flächen von Aufent-
haltsräumen in anderen Geschossen (Nicht—Vollgeschossen) einschließlich der zu ihnen ge-
hörenden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände sind auf die max. zuläs-
sige GFZ anzurechnen. 
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c) Zahl der Vollgeschosse (§ 16 Abs. 2 Nr. 3 i. V. m. 20 BauNVO) 

Die Zahl der Vollgeschosse ergibt sich aus der Nutzungsschablone. 

d) Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 und 4 i. V. m. § 18 BauNVO) 

Die Höhenfestsetzungen ergeben sich aus der Nutzungsschablone. Die zulässige Erdge-
schossfußbodenhöhe (EFH) wird als Maximalhöhe relativ zur Höhe der Erschließungsstraße 
festgesetzt.  
 
Die Erdgeschossfußbodenhöhe ermittelt sich als Abstand zwischen der Oberkante des fertig 
ausgebauten Erdgeschossfußbodens und der Höhe der Erschließungsstraße (Straßenmitte in 
der Grundstücksmitte).  
 
Die max. zulässige Firsthöhe (FH) wird relativ zur Erdgeschossfußbodenhöhe festgesetzt.  
 
Die Firsthöhe (FH) ermittelt sich aus dem Abstand zwischen dem oberen Dachabschluss (First) 
und der Oberkante des fertig ausgebauten Erdgeschossfußbodens.  
 
Höhenüberschreitungen durch untergeordnete Gebäudeteile wie z. B. technische Dachaufbau-
ten, Antennen, Geländer, Schornsteine oder AnIagen zur Gewinnung von Solarenergie sind 
bis zu 1 m zulässig. 

3. Bauweise 

Es wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. Zulässig sind Gebäudelängen von bis zu 
30 m. Die Gebäude sind mit einem seitlichen Grenzabstand i. S. d. § 5 NBauO zu errichten.  

4. Flächen für Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4) 

Garagen und überdachte Stellplätze i. S. d. § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen i. S. d. § 14 
BauNVO sind nur innerhalb des überbaubaren Bereiches zulässig.  
 
Ausnahmen können zugelassen werden, sofern die Anlagen kleiner 75 m² sind und außerhalb 
der Anbauverbotszone liegen. 

5. Temporär unzulässige Anlagen (§ 9 Abs. 2 BauGB) 

Anlagen, die nicht nur dem vorübergehenden Aufenthalt dienen, sind bis zur Stilllegung der 
Kläranlage in den Bereichen unzulässig, in denen ein Immissionswert von 15 Jahresgeruchs-
stunden nach Anhang 7 der TA Luft überschritten wird (siehe Beikarte 3). Ausgenommen sind 
bestehende Anlagen, die dem Bestandsschutz unterliegen. 

6. öffentliche Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Die öffentliche Grünfläche wird mit der Zweckbestimmung Wiesenfläche mit Entwässerungs-
graben festgesetzt. Sie ist entsprechend der Zweckbestimmung zu erhalten. 

7. private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Grünfläche A: Die Grünfläche wird mit der Zweckbestimmung Blühwiese mit Obstbäumen fest-
gesetzt. Die Fläche ist entsprechend der Zweckbestimmung anzulegen und zu erhalten (siehe 
Textliche Festsetzung Nr. 11).  
 
Grünfläche B: Die Grünfläche wird mit der Zweckbestimmung Stillgewässer mit angrenzender 
Hochstaudenflur festgesetzt. Zur Zielerreichung sind die Maßnahmen entsprechend der Textli-
chen Festsetzung Nr. 11 anzuwenden. 
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8. Flächen für die Wasserwirtschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 16c BauGB) 

In der Grünfläche mit der Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft ist der Entwässe-
rungsgraben zu erhalten und die Entwässerungseigenschaft sicherzustellen.  

9. Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen / Pflanzbindungen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 

Einzelbaumfestsetzungen: Im Plangebiet sind die gemäß zeichnerischer Darstellung gekenn-
zeichneten Bäume dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Ausfälle sind zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt gleichartig zu ersetzen (Gehölzart: Tilia spec., Mindestpflanzqualität: H StU 18-20). 
 
Flächige Pflanzbindungen: In den Flächen mit Erhaltungsgebot enthaltene Gehölzbestände 
sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Ausfälle sind zum nächstmöglichen Zeitpunkt gleich-
wertig so zu ersetzen, dass in den betreffenden Flächen dauerhaft ein geschlossener, blick-
dichter Gehölzbestand aus heimischen Laubgehölzen mit Sträuchern und Bäumen vorhanden 
ist. Pflegemaßnahmen durch Rückschnitt sind abschnittsweise auf maximal 50 m Länge, hal-
ber Breite oder durch Entnahme von Einzelgehölzen zulässig.  

10. Pflanzgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

Je angefangene 750 m² Grundstücksfläche erfolgt die Pflanzung von mindestens einem stand-
ortgerechten einheimischen hochstämmigen Laubbaum 1. oder 2. Ordnung oder die Pflanzung 
eines Obstbaums als Hoch- oder Halbstamm. Bestandsbäume können auf das Pflanzgebot 
angerechnet werden. 
 
Sämtliche Pflanzungen sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten, Ausfälle sind umgehend in 
der nächstmöglichen Pflanzperiode zu ersetzen. 

11. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Private Grünfläche A: Die Fläche ist für die Anlage einer Blumenwiese herzurichten und mit 
„Osnabrücker Bienenbündnismischung“ oder „Klimarasen“ der Hochschule Osnabrück oder ei-
ner vergleichbaren Mischung des Produktionsraumes „Westdeutsches Tiefland“ anzusäen. Im 
Anschluss ist die Fläche einmal jährlich ab Mitte August zu mähen. Das Mahdgut ist von der 
Fläche zu entfernen. Düngung und Pestizideinsatz sind nicht zulässig. Auf der Fläche sind 
mind. sechs Obstbaumhochstämme der Qualität Stammumfang 16 – 18 zu pflanzen und dau-
erhaft zu erhalten. 
 
Private Grünfläche B: Im Teich ist der Fischbestand zu entfernen. Der Röhrichtsaum im Rand-
bereich des Gewässers ist alle zwei Jahre abschnittsweise zu mähen. Im Übrigen ist die Grün-
fläche einmal jährlich ab Mitte August zu mähen. Das Mahdgut ist abzufahren. Düngung und 
Pestizideinsatz sind nicht zulässig. 

12. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Schallschutzmaßnahmen bei Außenwohnbereichen: Innerhalb der Bereiche mit Pegelwerten 
>60 dB (A) (Beikarte 1) sind Balkone und Dachterrassen nur zulässig, wenn bauseitig feste, 
lärmabschirmende Bauteile oder Hindernisse zum Schutz der Außenwohnbereiche installiert 
werden. Geeignet sind Bauteile und Hindernisse, die ein Schalldämmmaß Rw >/= 25 dB besit-
zen. 
 
Luftschalldämmung von Außenbauteilen: Zum Schutz vor Verkehrslärm sind die folgenden 
Lärmpegelbereiche festgesetzt: 
 
Lärmpegelbereich III = maßgeblicher Außenlärm >60 - 65 dB (A) 
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Lärmpegelbereich IV = maßgeblicher Außenlärm >65 - 70 dB (A) 
 
Innerhalb der eingetragenen Lärmpegelbereiche ist bei Errichtung, Nutzungsänderung oder 
baulicher Änderung von Räumen, die zum Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, ein erhöh-
ter Schallschutz der Außenbauteile von Aufenthaltsräumen erforderlich.  
Die erforderlichen Schalldämm-Maße sind unter Berücksichtigung der festgesetzten Lärmpe-
gelbereiche, der Raumart und -größe auf Basis der Gleichung 6, Nr. 7.1 der DIN 4109-1:2018-
01 'Schallschutz im Hochbau – Teil 1 Mindestanforderungen' vom Januar 2018 (Beuth Verlag 
GmbH Berlin) einzuhalten. 
 
Schallgedämmte Lüftungen: Innerhalb der Bereiche mit Pegelwerten >50 dB (A) (Beikarte 2) 
sind in den überwiegend zum Schlafen genutzten Räumen schallgedämmte Lüftungen vorzu-
sehen. Eine schallgedämmte Lüftung ist nicht erforderlich, wenn zusätzliche Fenster in den 
Fassaden vorgesehen sind, die keine Überschreitung der Orientierungswerte gemäß DIN 
18005 aufweisen oder eine geeignete Eigenabschirmung der Fenster die Einhaltung der Ori-
entierungswerte garantiert. 
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TEIL B: Örtliche Bauvorschriften 

gem. § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 84 NBauO 

 Fassadengestaltung (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 84 Abs. 3 Nr. 1 NBauO) 

Als Fassadenmaterialien sind nur Putz, Klinker und Holz zulässig. 

 Dachausbildung/ -gestaltung (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 84 Abs. 3 Nr. 1 NBauO) 

a) Dachform und -neigung 

Oberhalb des 2. Geschosses sind aufstehende Außenwände unzulässig und Geschosse aus-
schließlich als Dachgeschoss, d. h. mit geneigten Dachflächen zulässig. 
 
Die Dächer von Hauptanlagen sind symmetrisch mit einer Dachneigung zwischen 25° und 45° 
auszubilden.  
 
Untergeordnete Gebäudeteile, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anla-
gen gemäß § 23 Abs. 5 S. 2 BauNVO sowie Garagen und überdachte Stellplätze sind von 
dieser Regelung ausgenommen. 

b) Dachaufbauten, -einschnitte 

Dachaufbauten und -einschnitte sind im Spitzbodenbereich (=2. Ebene im Dachraum) unzu-
lässig. 

 Einfriedungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 84 Abs. 3 Nr. 3 NBauO) 

Einfriedungen entlang der im Plan festgesetzten Verkehrsflächen sind bis zu einer maximalen 
Höhe von 0,8 m zulässig. Sie sind in Form von lebenden Hecken aus in Deutschland heimi-
schen Gehölzen (geschnitten oder freiwachsend), wahlweise in Kombination mit höchstens 0,8 
m hohen durchsichtigen Zaunanlagen, zulässig. Bei Kombination von Hecken mit Zaunanlagen 
sind diese grundstücksseitig hinter oder innerhalb der lebenden Hecken anzuordnen.  
 
Bezugspunkt für die Höhe ist die Oberkante der angrenzenden Verkehrsfläche an der Grund-
stücksgrenze. 
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HINWEISE/EMPFEHLUNGEN 

1. Es gilt die BauNVO in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), 
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert wor-
den ist. 

2. Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-Vor-
schriften und VDI-Richtlinien) können während der Dienststunden bei der Gemeinde Bad Laer, 
Fachbereich II Planen & Bauen, Glandorfer Straße 5, 49196 Bad Laer eingesehen werden. 

3. Der Rat betrachtet die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans und die in ihm 
nach § 9 Abs. 4 BauGB enthaltenen Örtlichen Bauvorschriften getrennt voneinander. Sollte 
einer der beiden Regelungen (planungsrechtliche Regelungen oder örtliche Bauvorschriften) 
an Mängeln leiden, die zu ihrer Unwirksamkeit führen, hält der Rat an dem anderen Teil wei-
terhin fest und will diesen anderen Teil als verbindliches Satzungsrecht fortbestehen lassen. 

4. Bestandsgebäude 

Die rechtmäßig im Plangebiet errichtete Bebauung, bzw. die rechtmäßig ausgeübte Nutzung 
besitzt Bestandschutz und ist hinsichtlich der bisherigen Funktion, Nutzung und baulichen Be-
schaffenheit geschützt. Hiervon erfasst sind auch Maßnahmen zur Sicherung und Erhaltung 
des Eigentums im Rahmen des vorhandenen Bestandes (z.B. Modernisierung) sowie kleinere 
Erweiterungen, sofern sie der funktionsgerechten Nutzung dienen.  

5. Erschließung 

Bei Bauvorhaben auf Baugrundstücken, die nicht direkt an eine öffentliche Verkehrsfläche an-
grenzen, sind zur Gewährleistung einer gesicherten Erschließung gemäß § 30 Abs. 1 BauGB 
öffentlich-rechtliche Baulasten für Zu- und Durchgänge bzw. Zu- und Durchfahrten gemäß Lan-
desbauordnung erforderlich. Die Zu- und Durchfahrten haben eine Mindestbreite von 3,5 m. 
Sollte über eine Zu- und Durchfahrt mehr als ein Gebäude erschlossen werden, beträgt die 
Mindestbreite dieser Zu- bzw. Durchfahrt mindestens 5 m. Erforderliche Wegerechte und An-
schlüsse an die Trinkwasserversorgung, Entwässerung sowie an die Strom-, Gas- oder Fern-
wärmeversorgung sind privatrechtlich mittels Dienstbarkeiten zu sichern.  

Hinsichtlich des Brandschutzes sind die Anforderungen der NBauO sowie der Muster-Richtlinie 
über Flächen für die Feuerwehr zu beachten. Für die Feuerwehr ist am Ende der Privatstraße 
eine Feuerwehrbewegungsfläche von mindestens 7 m Breite und 12 m Länge vorzuhalten.  

6. Verkehrstechnische Belange 

Das Plangebiet grenzt an die Landesstraßen 94 und 98 an, welche im Bereich dieses Bebau-
ungsplanes nicht als Ortsdurchfahrt klassifiziert sind. Für Hochbauten jeder Art sowie Aufschüt-
tungen oder Abgrabungen größeren Umfangs (mit Ausnahme des Lärmschutzwalls) längs der 
Landesstraße in einer Entfernung bis zu 20 m (gemessen vom äußeren Fahrbahnrand) besteht 
ein Anbauverbot (§ 24 Abs. 1 NStrG).  

Im Übrigen ergehen Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften notwendige Geneh-
migungen im Benehmen mit der Straßenbaubehörde, wenn bauliche Anlagen im Sinne des 
Bauordnugnsrechts längs der Landesstraße in einer Entfernung von 40 m (gemessen vom äu-
ßeren Fahrbahnrand) errichtet oder erheblich geändert werden sollen (§ 24 Abs. 2 NStrG). 

7. Bodenfunde 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das 
können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige 
Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht 
werden oder Denkmale der Erdgeschichte (hier: Überreste oder Spuren – z. B. Versteinerun-
gen –, die Aufschluss über die Entwicklung tierischen oder pflanzlichen Lebens in vergangenen 
Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) freigelegt werden, sind diese gemäß § 14 
Abs. 1 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen 
dem Landkreis Osnabrück als Untere Denkmalbehörde und der Stadt- und Kreisarchäologie 
(Lotter Straße 2, 49078 Osnabrück, Tel. 0541/323-2277 oder -4433) unverzüglich angezeigt 
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werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Boden-
funde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen 
nach der Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht 
die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

8. Altablagerungen 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen gefunden wer-
den, ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde (Landkreis Osnabrück) zu benachrichtigen. 

9. Kampfmittel 

Eine Luftbildauswertung und Kampfmitteluntersuchung hat nicht stattgefunden. Es wird emp-
fohlen, im Rahmen der nachgelagerten Planung eine Luftbildauswertung und ggf. Kampfmit-
teluntersuchung durchzuführen. 

Weist bei Durchführung von Bauarbeiten der Erdaushub auf außergewöhnliche Verfärbungen 
hin oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen 
und der Kampfmittelräumdienst durch die Ordnungsbehörde der Polizei zu verständigen. 

10. Ver- und Entsorgungsleitungen 

Die im Plangebiet sowie dessen Umgebung vorhandenen Leitungen und Anlagen sind in ihrem 
Bestand grds. zu erhalten und dürfen weder beschädigt, überbaut, überpflanzt und anderweitig 
gefährdet werden. Sollten die Notwendigkeit einer Anpassung bestehen, wie z.B. Änderung, 
Beseitigung Neuherstellung, sind die gesetzlichen Vorgaben und die anerkannten Regeln der 
Technik zu beachten. Hinsichtlich der weiteren Planung und Ausführung ist eine frühzeitige 
Beteiligung und Abstimmung mit den Ver- und Entsorgungsträgern erforderlich. Darüber hinaus 
ist es erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor Baubeginn der Arbeiten über die Lage 
der Bestandsleitungen bei den Versorgungsträgern informieren.  

11. Artenschutzrechtliche Belange 

Im Falle erforderlicher Gehölzbeseitigungen wird auf die artenschutzrechtlichen Vorgaben des 
§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG verwiesen. Zeitliche Beschränkungen gelten nicht für Bäume in-
nerhalb gärtnerischer Grundflächen. Sollte es zu einer Fällung von im Gebiet vorhandenen 
Bäumen kommen, wird zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verstöße dennoch empfohlen, 
den Fällzeitpunkt in den Zeitraum von Anfang Oktober bis Ende Februar zu legen. Grundsätz-
lich ist im Sinne des besonderen Artenschutzes gemäß § 44 BNatSchG ist vor Fäll- oder 
Schnittmaßnahmen sicherzustellen, dass das Gehölz nicht als Brut- oder Lebensstätte für Vö-
gel oder Fledermäuse dient. 
 
Ebenfalls sind im Zuge eventueller Abriss- oder Sanierungsarbeiten die artenschutzrechtlichen 
Belange zu beachten. Im Vorfeld der Maßnahmen ist dann durch einen Fachgutachter sicher-
zustellen, dass keine geschützten Tierarten wie gebäudebewohnende Vogel- und Fledermaus-
arten durch das Vorhaben in Mitleidenschaft gezogen werden. Im Falle einer Besiedlung oder 
eines Auffindens von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten sind in Abstimmung mit der Unteren 
Naturschutzbehörde erforderliche Maßnahmen wie z.B. Festlegung von Abbruchzeiten, Um-
siedlung, Schaffung von Ersatzquartieren festzulegen. 
 
Folgende Vorgaben für eine möglichst zielgerichtete und fledermaus-/insektenfreundliche Be-
leuchtung sollten beachtet werden: Für die Außenbeleuchtung sollten nur Leuchtmittel mit einer 
Hauptintensität des Spektralbereiches über 500 nm (z.B. Natriumdampflampen, LED-Leuchten 
mit Farbton im insektenfreundlichen Spektralbereich) und geschlossenen Lampenkörpern mit 
Abblendungen nach oben und zur Seite verwendet werden. Die Lampen sollten bedarfsgerecht 
und möglichst niedrig aufgestellt und die Beleuchtungsdauer auf das notwendige Maß begrenzt 
werden.  

12. Gestaltung von Freiflächen, Zu- und Abfahrten sowie Stellplätzen 

Gem. § 9 Abs. 2 Niedersächsische Bauordnung sind die nicht mit Gebäuden oder vergleichba-
ren baulichen Anlagen überbauten Flächen als Grünflächen anzulegen. Es wird empfohlen, die 
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Freiflächen der Wohngrundstücke (Vorgarten, Hausgarten, Hofbereiche) in möglichst naturna-
her Weise und unter Verwendung heimischer Blühpflanzen, Stauden und Gehölze anzulegen, 
um so die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und die ökologischen Funktionen im Plange-
biet zu fördern. Auf die großflächige Verwendung von Kies, Kieseln, Schotter, Steinen etc. und 
Folienabdeckung sollte verzichtet werden.  
 
Bzgl. des Umgangs mit Niederschlagswasser gelten die Grundsätze des § 55 Wasserhaus-
haltsgesetz, wonach Niederschlagswasser nach Möglichkeit vor Ort versickert, verrieselt oder 
ortsnah in ein Gewässer eingeleitet werden soll. Private Grundstückszufahrten und Pkw-Ein-
stellplätze sollten, sofern es dir örtlichen Bodenverhältnisse zulassen, mit versickerungsgüns-

tigen Belägen (Versickerungsanteil  30 %, z. B. großfugiges Pflaster mit Fugen  3 cm, Ra-
sengittersteine, Schotterrasen) und entsprechendem Unterbau gestaltet werden. Befestigun-
gen, die eine Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindern, wie z.B. Betonunterbau, 
Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen, sollten vermieden werden.  

13. Solarenergie 

Im Hinblick auf eine klimafreundliche Energiegewinnung wird die Installation und Nutzung von 
Solaranlagen empfohlen.  

14. Bodenschutz 

Zur Vermeidung und Minderung von Beeinträchtigungen des örtlich anstehenden Bodens im 
Zuge der Bauarbeiten ist auf einen sachgerechten Umgang mit dem Boden nach den aner-
kannten Regeln der Technik zu achten. 

15. Landwirtschaftliche Immissionen 

Im Rahmen der Bewirtschaftung der an den Geltungsbereich des Bebauungsplanes angren-
zenden landwirtschaftlichen Nutzflächen können insbesondere zu Vegetationsbeginn und zum 
Zeitpunkt der Ernte Geräusch-, Staub- und Geruchsimmissionen auftreten. Dieses ist unver-
meidbar und als ortsüblich hinzunehmen. 
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